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 Veröffentlicht am 07.09.1976

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes

Dr. Schneider als Vorsitzenden und durch die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr. Petretto, Dr. Schragel,

Dr. Petrasch und Dr. Kralik als weitere Richter in der Rechtssache der klagenden Partei Verein „N*, vertreten durch

Dr. Arthur Brüller, Rechtsanwalt in Wien, wider die beklagte Partei Dipl. Ing. A*, Zivilingenieur für Bauwesen, *,

vertreten durch Dr. Rudolf Janovsky, Rechtsanwalt in Wien, wegen S 241.727,65 samt Anhang, infolge Revision der

beklagten Partei gegen das Urteil des Oberlandesgerichtes Wien als Berufungsgerichtes vom 6. 4. 1976, GZ 5 R 77/76-

44, womit infolge Berufung der beklagten Partei das Urteil des Landesgerichtes für ZRS Wien vom 18. 12. 1975,

GZ 40 d Cg 173/73-37, bestätigt wurde, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Spruch

Der Revision wird nicht Folge gegeben.

Der Beklagte ist schuldig, der klagenden Partei die mit S 7.518,72 bestimmten Kosten des Revisionsverfahrens (darin

S 1.920,-- Barauslagen und S 414,72 Umsatzsteuer) binnen 14 Tagen bei Exekution zu ersetzen.

Text

Entscheidungsgründe:

Der Beklagte hat im Auftrag der klagenden Partei die statischen Berechnungen für das Wohnbauprojekt *,

durchgeführt.

Mit der Behauptung, auf Grund fehlerhafter Berechnungen sei es zu einer vom Beklagten und dem Architekten

Prof. E* gemeinsam zu verantwortenden Baukostenüberschreitung von S 694.892,-- gekommen, wodurch der

klagenden Partei, welche die Wohnungen zu Fixpreisen verkauft habe, ein Schaden in dieser Höhe erwachsen sei,

begehrt sie vom Beklagten einen Betrag von S 342.466,-- samt Anhang, dies unter Berücksichtigung des Umstandes,

daß über das Vermögen des Beklagten ein Ausgleichsverfahren eröJnet und ihm ein 50 %iger Ausgleich bewilligt

worden sei.

Hinsichtlich der Forderung an Prof. E* wurde dieser Teil des Klagebegehrens mit dem rechtskräftigen Teilurteil des

Erstgerichtes vom 4. 11. 1975, ON 35, erledigt.

Das Erstgericht hat dem Klagebegehren mit einem Betrag von S 241.727,65 samt Anhang stattgegeben und das

Mehrbegehren abgewiesen. Es hat seiner Entscheidung folgende Feststellungen zugrundegelegt:

Die klagende Partei habe der Beklagten mit den statischen Berechnungen des Wohnhausbaues *, beauftragt. Die

Wohnungen habe sie bereits vor Baubeginn zu Fixpreisen verkauft. Der Beklagte habe die für die Wohnhausanlage

notwendigen Massenberechnungen und die statischen Berechnungen erstellt. Auf Grund dieser Arbeit seien im

Leistungsverzeichnis der bauausführenden Firma unter dem Titel „Stahlbetonarbeiten“ 25 von insgesamt 41
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Leistungspositionen massenmäßig Mxiert, die restlichen 16 Leistungspositionen von Prof. W* nach eigenen

Ermittlungen in das Leistungsverzeichnis aufgenommen worden. Daraus lasse sich ein Betrag von S 4,416.770,-- an

tatsächlich notwendig gewordenen Kosten für Stahlbetonarbeiten an den Beklagten zuweisen. Eine Planabweichung

habe sich nur wegen der nachträglich notwendigen Unterkellerung eines Teiles des Projektes ergeben, worauf

S 400.000,-- entfallen. Die vom Beklagten errechneten Massen hätten nicht den tatsächlichen Erfordernissen

entsprochen. Aus der Post „Stahlbetonarbeiten“ seien Gesamtbaukostenüberschreitungen von S 1,057.964,39, –

hievon S 400.000,-- für die Unterkellerung – entstanden. Von diesem Betrag entfielen S 483.455,31 auf den Beklagten.

Diesen Sachverhalt beurteilte das Erstgericht dahin, daß der Beklagte gemäß § 1299 ABGB für seine Berechnung hafte,

eine Überwälzung auf die Wohnungskäufer nicht möglich sei, eine Solidarhaftung mit Prof. W* nicht vorliege und beim

Zuspruch auf die 50 %ige Ausgleichsquote Bedacht zu nehmen gewesen sei.Diesen Sachverhalt beurteilte das

Erstgericht dahin, daß der Beklagte gemäß Paragraph 1299, ABGB für seine Berechnung hafte, eine Überwälzung auf

die Wohnungskäufer nicht möglich sei, eine Solidarhaftung mit Prof. W* nicht vorliege und beim Zuspruch auf die

50 %ige Ausgleichsquote Bedacht zu nehmen gewesen sei.

Das Berufungsgericht verwarf die gegen den stattgebenden Teil des Ersturteiles wegen Nichtigkeit erhobene Berufung

des Beklagten und gab ihr im übrigen nicht Folge. Es übernahm die Feststellungen des Erstgerichtes als das Ergebnis

eines mangelfreien Verfahrens und einer unbedenklichen Beweiswürdigung. Zur Rechtsrüge führte es aus, daß diese

nicht zur gesetzmäßigen Darstellung gebracht worden sei. Der Beklagte gehe in seinem Rechtsmittel nicht von den

erstgerichtlichen Feststellungen aus, sondern vermeine, infolge des unrichtigen und unvollständigen

Sachverständigengutachtens sei das Erstgericht zu falschen rechtlichen Erwägungen gekommen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die Revision des Beklagten aus den Anfechtungsgründen nach § 503 Z 2 und 4

ZPO mit dem Antrage, das angefochtene Urteil dahin abzuändern, daß das Klagebegehren zur Gänze abgewiesen

werde. Hilfsweise wird beantragt, das Urteil des Berufungsgerichtes und allenfalls auch das des Erstgerichtes

aufzuheben und die Rechtssache an eine der Unterinstanzen zurückzuverweisen.Gegen diese Entscheidung richtet sich

die Revision des Beklagten aus den Anfechtungsgründen nach Paragraph 503, ZiJer 2 und 4 ZPO mit dem Antrage, das

angefochtene Urteil dahin abzuändern, daß das Klagebegehren zur Gänze abgewiesen werde. Hilfsweise wird

beantragt, das Urteil des Berufungsgerichtes und allenfalls auch das des Erstgerichtes aufzuheben und die

Rechtssache an eine der Unterinstanzen zurückzuverweisen.

Die klagende Partei beantragt, der Revision nicht Folge zu geben.

Rechtliche Beurteilung

Der Revision kommt Berechtigung nicht zu.

Unter dem Anfechtungsgrund der Mangelhaftigkeit des Verfahrens wiederholt der Beklagte sein Vorbringen in der

Berufung, mit dem er das Unterbleiben seiner Vernehmung als Partei rügte. Der Beklagte übersieht, daß wegen eines

angeblichen Mangels des Verfahrens erster Instanz Revision nicht begehrt werden kann, wenn, wie im

gegenständlichen Fall, das Berufungsgericht bereits erkannt hat, daß er nicht vorliegt (SZ 22/106, SZ 27/4 u.v.a.)

Die Rechtsrüge stellt in Wahrheit eine Bekämpfung der Richtigkeit des eingeholten Sachverständigengutachtens dar.

Schon das Berufungsgericht hat zutreJend darauf verwiesen, daß die Parteien im erstgerichtlichen Verfahren

genügend Gelegenheit hatten, zu dem Inhalt des Sachverständigengutachtens Stellung zu nehmen. Vom

Revisionsgericht kann aber die Zulänglichkeit der Grundlagen eines Sachverständigengutachtens nicht erörtert

werden, wenn, wie diesmal, das Gutachten in formeller Hinsicht den gesetzlichen Vorschriften entspricht (EvBl 1956

Nr. 258 u.a.). Die Annahme an Mehrkosten von S 400.000,-- durch das Erstgericht für die von der klagenden Partei

angeordnete Unterkellerung gewisser Objekte, hat schon das Berufungsgericht als gerechtfertigt erkannt. Im übrigen

übersieht der Beklagte, daß ein Sachverständigengutachten nicht unter Geltendmachung des § 503 Z 4 ZPO bekämpft

werden kann (ZVR 1962 Nr. 224 u.v.a.).Die Rechtsrüge stellt in Wahrheit eine Bekämpfung der Richtigkeit des

eingeholten Sachverständigengutachtens dar. Schon das Berufungsgericht hat zutreJend darauf verwiesen, daß die

Parteien im erstgerichtlichen Verfahren genügend Gelegenheit hatten, zu dem Inhalt des Sachverständigengutachtens

Stellung zu nehmen. Vom Revisionsgericht kann aber die Zulänglichkeit der Grundlagen eines

Sachverständigengutachtens nicht erörtert werden, wenn, wie diesmal, das Gutachten in formeller Hinsicht den

gesetzlichen Vorschriften entspricht (EvBl 1956 Nr. 258 u.a.). Die Annahme an Mehrkosten von S 400.000,-- durch das

Erstgericht für die von der klagenden Partei angeordnete Unterkellerung gewisser Objekte, hat schon das
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Berufungsgericht als gerechtfertigt erkannt. Im übrigen übersieht der Beklagte, daß ein Sachverständigengutachten

nicht unter Geltendmachung des Paragraph 503, Ziffer 4, ZPO bekämpft werden kann (ZVR 1962 Nr. 224 u.v.a.).

Der ungerechtfertigten Revision war daher der Erfolg zu versagen.

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 41, 50 ZPO.Die Kostenentscheidung beruht auf den Paragraphen 41, 50,

ZPO.
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